
Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— festzustellen, dass das Königreich Belgien dadurch gegen 
seine Verpflichtungen aus Art. 2 Buchst. f, j und k sowie 
Anhang III Punkt 4 C der Richtlinie 1999/31/EG des Rates 
vom 26. April 1999 über Abfalldeponien ( 1 ) verstoßen hat, 
dass es nicht für die Umsetzung dieser Bestimmungen in 
wallonisches Recht gesorgt hat; 

— dem Königreich Belgien die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Die Europäische Kommission stützt ihre Klage auf zwei Kla­
gegründe. 

Zum einen wirft sie dem Beklagten vor, die in Art. 2 Buchst. f, j 
und k der Richtlinie 1999/31/EG vom 26. April 1999 über 
Abfalldeponien vorgesehenen Begriffe „Untertagedeponie“, „De­
poniegas“ und „Eluat“ nicht in das Recht der wallonischen Re­
gion umgesetzt zu haben. Die Kommission unterstreicht die 
Wichtigkeit dieser Begriffe, die als Schlüsselbegriffe für die 
Durchführung der Richtlinie auch in andere Bestimmungen Ein­
gang gefunden hätten, die auf der Grundlage dieser Richtlinie 
und zu ihrer Durchführung erlassen worden seien. 

Zum anderen rügt die Klägerin, dass das wallonische Recht 
keine Bestimmung hinsichtlich der Auslöseschwellen enthalte, 
ab denen man davon ausgehen könne, dass ein Ablagerungs­
platz eine bedeutsame schädigende Auswirkung auf die Grund­
wasserqualität habe. Punkt 4 C des Anhangs III der Richtlinie, 
der die Ausarbeitung solcher Bestimmungen vorsehe, sei aber 
von zentraler Bedeutung für die Gewährleistung einer wirk­
samen Kontrolle der Grundwasserqualität und folglich für den 
Umweltschutz, der das wesentliche Ziel der Richtlinie darstelle. 

( 1 ) ABl. L 182, S. 1. 

Klage, eingereicht am 1. April 2009 — Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften/Italienische Republik 
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Verfahrenssprache: Italienisch 
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Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro­
zessbevollmächtigte: W. Wils und C. Cattabriga) 

Beklagte: Italienische Republik 

Anträge 

Die Kommission beantragt, 

— festzustellen, dass die Italienische Republik gegen ihre Ver­
pflichtungen aus Art. 7 der Richtlinie 90/314/EWG ( 1 ) ver­
stoßen hat; 

— der Italienischen Republik die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

1. Die Italienische Republik habe dadurch gegen ihre Ver­
pflichtungen aus Art. 7 der Richtlinie 90/314 verstoßen, 
dass sie für die Antragstellung beim Fondo di garanzia per 
il consumatore di pacchetto turistico (Garantiefonds für 
Verbraucher, die eine Pauschalreise gebucht haben) eine 
Frist von drei Monaten ab dem vorgesehenen Ende der 
Reise festgesetzt habe. 

2. Art. 7 der Richtlinie 90/314 sehe vor, dass der Veranstalter 
und/oder der Vermittler, der Vertragspartei sei, nachzuwei­
sen habe, dass im Fall der Zahlungsunfähigkeit oder des 
Konkurses die Erstattung gezahlter Beträge und die Rück­
reise des Verbrauchers sichergestellt seien. Nach der Aus­
legung durch die Gemeinschaftsrechtsprechung sehe diese 
Bestimmung für die Staaten die Verpflichtung vor, im Er­
gebnis dafür zu sorgen, dass der Pauschalreisekunde das 
Recht auf wirksamen Schutz gegen die Risiken der Zah­
lungsunfähigkeit oder des Konkurses der Veranstalter er­
halte und, insbesondere, dass die gezahlten Beträge zurück­
erstattet würden und eine Rückreise organisiert werde. 

3. Der darauf folgende Art. 8 gestatte den Mitgliedstaaten, 
strengere Bestimmungen zu erlassen, aber nur insofern, 
als sie dem Verbraucher umfangreicheren Schutz gewähr­
ten. 

4. Im vorliegenden Fall verfolge die in Rede stehende italie­
nische Regelung nach Informationen, die von den natio­
nalen Behörden im Lauf des Vertragsverletzungsverfahrens 
übermittelt worden seien, eher das Ziel, die Möglichkeit 
sicherzustellen, die an die Verbraucher gezahlten Beträge 
für den Staatshaushalt zurückzuerlangen, und folglich die 
finanziellen Interessen des Staates zu wahren, als Pauschal­
reisekunden umfangreicheren Schutz zu gewähren. 

5. Obwohl die Kommission Verständnis für das Interesse Ita­
liens habe, eine gute und ausgeglichene Verwaltung des 
Garantiefonds zu gewährleisten, indem diesem die Regress­
klage gegen den Reiseveranstalter erleichtert werde, werde 
mit einer solchen Maßnahme, die eine Ausschlussfrist für 
die Antragsstellung auf Einschreiten des Garantiefonds er­
lasse, eine Bedingung aufgestellt, die geeignet sei, dem Ver­
braucher die Rechte zu nehmen, die ihm die Richtlinie 
90/314 gewähre. 

6. Zwar könne der Verbraucher, wie die italienischen Behör­
den geltend machten, den eigentlichen Antrag auf Ein­
schreiten des Fonds erst dann stellen, wenn er Kenntnis 
von Umständen habe, die der Erfüllung des Vertrags im 
Wege stehen könnten. Um von dieser Möglichkeit Ge­
brauch zu machen, sei jedoch notwendig, dass er von 
den betreffenden Umständen wisse. Abgesehen von den 
Fällen, in denen der Konkurs des Reiseveranstalters infolge 
eines Konkursfeststellungsurteils offenkundig sei, kenne der 
Verbraucher aber meistens die genaue Vermögenslage des 
besagten Veranstalters nicht. Es sei folglich normal, dass er 
sich in erster Linie an Letzteren wende, um die gezahlten 
Beträge zurückzuerhalten, indem er ihm ein Schreiben, 
eventuell eine Mahnung zusende und schließlich mit einem 
Mahnbescheid gegen ihn vorgehe. Auf diese Weise bestehe 
die Gefahr, dass die in Art. 5 des Decreto ministeriale Nr. 
349/1999 vorgesehene Dreimonatsfrist zum Zeitpunkt des 
Antrags auf Eingreifen des Garantiefonds bereits deutlich 
überschritten sei mit der Folge, dass dem Verbraucher das 
Recht auf Erstattung der gezahlten Beträge genommen 
werde.
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7. Zur Beseitigung der im vorliegenden Verfahren festgestell­
ten Vertragsverletzung hätten die italienischen Behörden 
angekündigt, die Frist für die Stellung des Antrags auf 
Eingreifen des Fonds zunächst von drei Monaten auf zwölf 
Monate ausdehnen und dann abschaffen zu wollen. 

8. Sie hätten außerdem in der Gazzetta ufficiale della Repub­
blica italiana (Amtsblatt der Italienischen Republik) eine 
Mitteilung veröffentlicht, die potenzielle Betroffene darüber 
informieren solle, dass bis zur Abschaffung der betreffen­
den Frist zur Sicherstellung des Verbraucherschutzes An­
träge auf Zugang zum Garantiefonds jederzeit gestellt wer­
den könnten. 

9. Nach Ansicht der Kommission reichen solche Maßnahmen, 
obwohl sie einen löblichen Versuch darstellten, den Folgen 
der festgestellten Vertragsverletzung entgegenzuwirken, 
nicht aus, um die Gefahr zu bannen, dass dem Pauschalrei­
sekunden das Recht auf wirksamen Schutz im Fall des 
Konkurses des Veranstalters genommen werde. 

10. Zur vollständigen Gewährleistung von Rechtssicherheit 
müssten die Bestimmungen einer Richtlinie mit unbestreit­
barer Effizienz, Konkretheit und Klarheit durchgeführt wer­
den und nicht mittels einfacher Verwaltungspraxis, die na­
turgemäß nach dem Ermessen der nationalen Verwaltung 
veränderbar sei. 

11. Dass in der italienischen Rechtsordnung nebeneinander 
sowohl eine formell nie aufgehobene Bestimmung, die 
bei Gefahr des Rechtsverfalls eine Frist von drei Monaten 
für die Einreichung des Antrags auf Eingreifen des Fonds 
vorschreibe, als auch eine Verwaltungsmitteilung existiere, 
die zur Nichtbeachtung dieser Frist auffordere, schaffe eine 
offensichtliche Rechtsunsicherheit für die Pauschalreisekun­
den. 

( 1 ) Richtlinie 90/314/EWG des Rates vom 13. Juni 1990 über Pau­
schalreisen (ABl. L 158, S. 59). 

Vorabentscheidungsersuchen des Symvoulio tis Epikrateias 
(Griechenland) eingereicht am 2. April 2009 — Enosi 
Efopliston Aktoploïas, ANEK, Minoïkes Grammes, N.E. 
Lesvou, Blue Star Ferries/Ypourgos Emporikis Naftilias 

und Ypourgos Aigaíou 

(Rechtssache C-122/09) 

(2009/C 141/52) 

Verfahrenssprache: Griechisch 

Vorlegendes Gericht 

Symvoulio tis Epikrateias 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerinnen: Enosi Efopliston Aktoploïas, ANEK, Minoïkes Gram­
mes, N.E. Lesvou, Blue Star Ferries 

Beklagte: Ypourgos Emporikis Naftilias und Ypourgos Aigaíou 

Vorlagefragen 

a) Gemäß den Art. 10 Abs. 2 und 249 Abs. 2 des Vertrags zur 
Gründung der Europäischen Gemeinschaft: i) Muss es der 
griechische Gesetzgeber während der Geltung der mit Art. 6 

Abs. 3 der Verordnung (EWG) Nr. 3577/92 des Rates vom 
7. Dezember 1992 zur Anwendung des Grundsatzes des 
freien Dienstleistungsverkehrs auf den Seeverkehr in den 
Mitgliedstaaten (Seekabotage) (ABl. L 364) für Griechenland 
eingeführten, bis zum 1. Januar 2004 befristeten Ausnahme 
von der Anwendung dieser Verordnung unterlassen, Vor­
schriften zu erlassen, die geeignet sind, die vollständige 
und wirksame Anwendung dieser Verordnung in Griechen­
land ab 1. Januar 2004 ernstlich in Frage zu stellen? ii) 
Können sich Einzelne auf diese Verordnung berufen, um 
die Gültigkeit von Vorschriften in Frage zu stellen, die der 
griechische Gesetzgeber vor dem 1. Januar 2004 erlassen 
hat, wenn diese nationalen Vorschriften die vollständige 
und wirksame Anwendung der Verordnung Nr. 3577/92 
in Griechenland ab dem 1. Januar 2004 ernstlich in Frage 
stellen? 

b) Bei Bejahung der ersten Frage: Wird die volle Anwendung 
der Verordnung Nr. 3577/92 in Griechenland ab dem 1. 
Januar 2004 dadurch in Frage gestellt, dass der griechische 
Gesetzgeber vor dem 1. Januar 2004 Vorschriften erlassen 
hat, die abschließenden und dauerhaften Charakter haben, 
die nicht vorsehen, dass ihre Geltung zum 1. Januar 2004 
endet, und die gegen die Verordnung Nr. 3577/92 versto­
ßen? 

c) Bei Bejahung der ersten und der zweiten Frage: Lassen die 
Artikel 1, 2 und 4 der Verordnung (EWG) Nr. 3577/92 den 
Erlass nationaler Regelungen zu, wonach den Reedern See­
kabotageleistungen nur auf bestimmten jährlich von der 
hierfür zuständigen nationalen Behörde festgelegten Schiffs­
linien und nach vorheriger behördlicher Genehmigung über­
tragen werden können, die im Rahmen eines Genehmi­
gungssystems erteilt werden, das folgende Merkmale auf­
weist: 

i) Es betrifft ausnahmslos alle Schiffslinien zur Bedienung 
der Inseln, und 

ii) die zuständigen nationalen Behörden haben die Möglich­
keit, dem eingereichten Antrag auf Genehmigung für 
den Schiffseinsatz dadurch stattzugeben, dass sie nach 
ihrem Ermessen und ohne vorherige Festlegung der an­
gewandten Kriterien eine einseitige Abänderung der Ein­
zelheiten des Antrags vornehmen, die die Häufigkeit und 
die Zeit der Unterbrechung des Linienverkehrs sowie das 
Fahrgeld oder die Fracht betreffen? 

d) Bei Bejahung der ersten und der zweiten Frage: Enthält eine 
nationale Regelung, wonach Reeder, denen die Verwaltung 
eine Genehmigung für den Schiffsverkehr auf einer be­
stimmten Linie (nach Annahme ihres entsprechenden An­
trags in unveränderter Form oder nach Annahme dieses 
Antrags mit bestimmten, vom Reeder akzeptierten Abände­
rungen) erteilt hat, die betreffende Schiffslinie grundsätzlich 
während der gesamten Dauer des jährlichen Einsatzzeitrau­
mes ohne Unterbrechung zu bedienen haben und um der 
Gewährleistung der Einhaltung dieser Verpflichtung willen 
vor Aufnahme des Schiffsverkehrs eine schriftliche Bürg­
schaft einzureichen haben, die bei Nichteinhaltung oder 
nicht genauer Einhaltung der fraglichen Verpflichtungen 
ganz oder teilweise fällig wird, im Hinblick auf Art. 49 
des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft 
eine unzulässige Beschränkung des freien Dienstleistungsver­
kehrs?
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